Ergebnisniederschrift

über die Dienstbesprechung mit den für die Schulberatung

zuständigen Sachgebietsleitern der Regierungen

am 05.12.1994

im Bayerischen Staatsministerium

für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst

Vorsitz:
MR Dr. Schrom
Kultusministerium


MR Fromholzer
Kultusministerium

Teilnehmer:
LRSchDin Schlederer
Regierung von Oberbayern


RSchD Czinczoll
Regierung der Oberpfalz


LRSchD Frey
Regierung von Unterfranken


LRSchD Off
Regierung von Schwaben


RSchR Trausch
Regierung von Oberfranken


LRSchD Weirauch
Regierung von Mittelfranken


RSchD Zieglmeier
Regierung von Niederbayern


RSchD Tauber
Kultusministerium


StD Dr. Knoll
Staatl. Schulberater in



Oberbayern

Dauer:
10.00 Uhr bis 15.15 Uhr

Tagesordnung

1.
Neuordnung der Schulberatung (Bericht der Regierungen) 

2. Weiterbildung von Lehrern zu Beratungslehrern 

3. Aufbewahrung von Aufzeichnungen der "Schuljugendberater" 

4. Dienstreisen der Schulpsychologen und Beratungslehrer 

5. Anerkennung schulpsychologischer Gutachten durch außer​schulische Behörden, hier die Sozialhilfeverwaltungen 

6. Einsatz der Schulpsychologen im Rahmen der Jugendhilfe 

7.Verwaltungsvereinfachung, hier Erhebungen in der Schulbe​ratung

8. Verschiedenes

Bei der Begrüßung stellt Ministerialrat Dr. Schrom seinen neuen Mitarbeiter H. Tauber vor.

Zu TOP 1

Die Sachgebietsleiter und Referenten der Regierungen stellen die Erfahrungen mit der Umsetzung der Neuordnung der Schul​beratung vor. Von allen Vertretern wird berichtet, daß die Neuordnung zwar grundsätzlich positiv aufgenommen wird, in der Umorganisation jedoch Irritationen und Probleme zu ver​zeichnen sind. Diese ergeben sich daraus, daß die gewonnenen Beratungslehrerstunden nicht zur Versorgung jeder kleinen Schule ausreichen. Insbesondere beklagen Unterfranken und Mittelfranken einen spürbaren Abbau von Beratungsstunden. Alle anderen Regierungsbezirke stellen einen Gleichstand oder sogar eine Verbesserung fest. Die Schulämter der Ober​pfalz und von Unterfranken wünschen die Beibehaltung eines eigenen Beratungslehrers für jede einzelne Schule. Generell zeigen sich Schwierigkeiten in besiedlungsschwachen ländli​chen Regionen und in der geringen Zahl von ausgebildeten Be​ratungslehrern. 

Dr. Knoll stellt die Umgestaltung aus der Sicht der staatlichen Schulberater dar. Zunächst spricht er vier wichtige Verteilungsparameter an, um eine möglichst hohe Beratungseffizienz zu erhalten:

- Bürgernähe

- Beratungsbedarf

- Schulgröße

‑ Ausbildung

Er verweist auf die Bedeutung der Konstanz und zeigt einige Probleme auf, die sich bei der Organisation vor allem an kleinen Schulen ergeben.

Dr. Schrom bringt seine Freude über die Bestätigung des bis​herigen Gesamtbildes zum Ausdruck. Er stellt die Reformzie​le, mehr Professionalität durch größere Flexibilität und mehr ausgebildete Beratungslehrer, in den Mittelpunkt. Er räumt Anlaufprobleme in der Organisation und in der Ausbil​dungskapazität ein. Zusammen mit Herrn Fromholzer vertritt er die Meinung, daß der Schritt zu mehr Transparenz und Kom​petenz in der Schulberatung mit allen Verbänden und Interes​sengruppen ausreichend diskutiert und notwendig war. Er bit​tet die anwesenden Regierungsvertreter, bewährte Mitarbeiter zu einem Erweiterungsstudium zu ermuntern und anderen, die künftig nicht mehr benötigt werden, für ihre bisherige Bera​tungstätigkeit zu danken.

Bezüglich der Anzahl von Anrechnungsstunden berichtet er vom Zustandekommen des Teilers „195“, der genau dem bayernweiten Iststand des Schuljahres 1993/94 entspricht und insgesamt keine Verschlechterung darstellt. Die Regierungsbezirke Mit​telfranken und Unterfranken seien bisher bevorzugt versorgt worden, was korrekturbedürftig war.

Im Hinblick auf die Höhe der auf die Beratungslehrer ver​

teilten Beratungsstunden will sich das Kultusministerium

nicht festlegen. Eindeutiges Ziel ist jedoch, möglichst bald

wegzukommen vom Beratungslehrer mit nur einer Anrechnungs​stunde. 

Anschließend wird von Herrn Dr. Schrom die Ansicht vertre​ten, daß vom Staatlichen Schulamt auch weiterhin ein Bera​tungslehrer beauftragt werden kann, um bei der Bewältigung der Aufgaben, die bisher vom Beratungslehrer beim Schulamt erfüllt wurden, behilflich zu sein. Der Begriff "Beratungs​lehrer beim Staatlichen Schulamt“ wird jedoch nicht mehr ge​braucht, vielmehr handele es sich um eine interne Aufgaben​delegation.

Frau Schlederer macht auf die Umrechnungsfragen von Bera​tungs‑ und Zeitstunden aufmerksam, weil wegen der unter​schiedlichen Arbeitszeit von Grund‑ und Hauptschullehrern Unterschiede entstanden seien. Beim Grundschullehrer ist vom Faktor 1,5, beim Hauptschullehrer von 1,4 auszugehen. Herr Fromholzer weist darauf hin, daß die zeitliche Berechnung vor allem dort notwendig sei, wo jemand an einem anderen Ort einen Teil seiner Arbeitszeit einbringt.

Von Herrn Frey nochmals auf die Versorgung der kleinen Schu​len mit Beratungslehrern angesprochen, faßt Herr Dr. Schrom die wesentlichen Punkte zusammen:

Gewisse Schulen haben künftig keinen eigenen Beratungslehrer mehr. Dort sind die Schulleiter und Lehrkräfte gefordert. Es ist jedoch sorge zu tragen, daß die Informationen und Wei​sungen von staatlichem Schulberater und Schulaufsicht jeden Lehrer erreichen. In der Regel wird ein Beratungslehrer meh​rere Schulen versorgen, dort Beratungs‑ und Sprechzeiten an​bieten und die vorgeschriebenen Informationsveranstaltungen abhalten. Künftig sind nur Beratungslehrer mit einem Anrechnungskontingent fortzubilden und vom staatlichen Schulbera​ter zu Dienstbesprechungen einzuladen.

Zu TOP 2

Dr. Schrom sieht den Zusammenhang zwischen Neustrukturierung der Schulberatung und der Erhöhung der Ausbildungskapazität. Er weist auf den laufenden regionalen Weiterbildungskurs in München hin und stellt auch anderen Regierungen regionale Ausbildungsmaßnahmen in Aussicht, wenn der entsprechende Be​darf nachgewiesen wird. Das Bemühen um größere Ausbildungs​kapazitäten kann nach Auffassung von Herrn Fromholzer auch durch Nutzung der Studienmöglichkeiten an den Universitäten in München, Eichstätt und Bamberg erreicht werden. Es gelte auch Ausbildungsangebote über die Universitäten Regensburg und Würzburg zu klären.

Grundsätzlich ist das Kultusministerium auch um einen regio​nalen Ausgleich von qualifizierten Beratungslehrern bemüht.

Dabei bittet Dr. Schrom die Anwesenden, rechtzeitig perso​nelle Änderungen bei den Kursen in Dillingen an das Kultus​ministerium und die Akademie in Dillingen zu melden.

Zu TOP 3

Anlage 1 (KMS vom 10.05.1994) regelt die Pflicht zur ord​nungsgemäßen Aufbewahrung von Aufzeichnungen der Beratungs​lehrer. Dr. Schrom verweist auf die Beachtung und entspre​chende Weitergabe an die Lehrpersonen.

Zu TOP 4

Mit KMBek vom 17.08.1987 Nr. 111/9 ‑ 4/56 784 wurde die ge​nerelle Dienstreisegenehmigung bis zu einem Tag für die Schulpsychologen festgelegt und für die früheren Schulju​gendberater eine entsprechende Genehmigungsmöglichkeit bis zu 10 Dienstreisen geschaffen.

Dr. Schrom befürwortet die Beibehaltung der Regelung für Schulpsychologen und schlägt vor, die Limitierung für Bera​tungslehrer wegen der Erweiterung der Zuständigkeiten von 10 auf 20 zu erhöhen. Nach längerer Diskussion über vor‑ und Nachteile dieser Erweiterung bzw. einer Offenheit und gene​rellen Genehmigung bringt Dr. Schrom den Gesichtspunkt der Verwaltungsvereinfachung und eine Angleichung an die Rege​lung bei den Schulpsychologen ins Spiel.

Zu TOP 5 (s. Anlage KMS vom 01.06.1987 Nr. III A 6 ‑ 4/47 319)

Dr. Schrom erläutert die Entwicklung der Stellenbesetzung mit Schulpsychologen. Insgesamt konnte die Zahl von 156 auf 171 in diesem Schuljahr erhöht werden. Von diesen 171 Schul​psychologen sind 57 zu Beratungsrektoren ernannt. 114 sind als Schulpsychologen mit 6 Wochenstunden Anrechnung für Be​ratungstätigkeit eingesetzt. Den Vertretern des Kultusmini​steriums ist die Ungleichverteilung bekannt, deshalb wird nach wie vor auf einen Ausgleich geachtet.

Als wichtiger Besprechungsinhalt stellt sich das Problem ei​ner unterschiedlichen Behandlung von in der Schulpsychologie tätigen Lehrpersonen mit ungleichen Arbeitsbedingungen und laufbahnrechtlichen Konsequenzen dar.

Derzeit muß unterschieden werden zwischen Schulpsychologen, die im Rahmen der neuen Lehrerausbildung anstelle eines Un​terrichtsfaches „Schulpsychologie“ belegt hatten, und sol​chen Lehrern, die zusätzlich zur Lehrerausbildung ein Studi​um in Psychologie abgeschlossen haben. Die erste Gruppe, vom Kultusministerium Schulpsychologen genannt, dürfen nur mit 6 Wochenstunden in der Beratung eingesetzt werden und können nicht zum Beratungsrektor befördert werden, was zu großem Ärgernis führt. Die Vertreter des Kultusministeriums sehen derzeit keine Möglichkeit zu einer wünschenswerten Gleich​stellung.

Herr Frey bringt eine neue Variante ein, weil nicht alle Lehrer mit zusätzlichem Psychologiestudium aus laufbahn​rechtlichen Gründen zu Beratungsrektoren ernannt werden kön​nen. Diese können nach Aussagen von Dr. Schrom schon wie Be​ratungsrektoren bis zu 17 oder 18 Unterrichtswochenstunden in der Beratung arbeiten.

Bezüglich einer Teilzeitregelung will das Staatsministerium seine bisherige Einstellung überdenken. Erklärte Absicht ist es, Beratungsstunden von Schulpsychologen zu gewinnen, nicht zu verlieren. Es wird auch in Erwägung gezogen, ob nicht Teilzeit sowohl in der Unterrichtsverpflichtung als auch in der Beratungstätigkeit im gleichen Verhältnis genehmigungs​fähig ist.

Herr Weirauch brachte seine Beobachtungen ein, wonach die Beratungstätigkeiten der schulpsychologischen Dienste in den dienstlichen Beurteilungen zu wenig Berücksichtigung erfah​ren. Herr Frey verwies auf die unterfränkische Praxis der Mitzeichnung des "Beratungsreferenten" bei der Bestätigung der dienstlichen Beurteilung. Dies habe sich auch im Hin​blick auf eine Vergleichbarkeit bewährt. Dr. Schrom beab​sichtigt, dieses Thema bei der kommenden Dienstbesprechung mit den Abteilungsdirektoren anzudiskutieren. Herr Fromholzer verweist auf das KMS über die Verschwiegen​heitspflicht. In ihm sind viele Hinweise zu finden, wie der Dienstvorgesetzte bei Schulpsychologen und Beratungsrektoren laufende Beobachtungen in einem erfolgreichen Einsatz in Be​ratungsaufgaben machen kann.

Zu TOP 6

(s. Anlage KMS vom 17.05.1995)

Dr. Schrom faßt die entscheidende Aussage des o.g. KMS zu​sammen, die klarlegt, daß keine Behörde zur Anerkennung ei​nes Gutachtens eines Schulpsychologen gezwungen werden kön​ne. In diesem Zusammenhang weist Herr Frey auf die Änderung des § 35 a SGB hin, wonach künftig Kinder mit psychischen Behinderungen nicht mehr durch die Sozialhilfe, sondern durch die Jugendhilfe zu fördern sind. Die Diagnose "psy​chisch behindert" im Hinblick auf Persönlichkeits‑ und Ent​wicklungsstörungen hat Förder‑ und Finanzierungskonsequen​zen. Alle diese Fragen tangieren auch erheblich die Bera​tungsdienste der Schulen.

Zu TOP 7

Dr. Schrom wertet die letzten Tätigkeitsberichte der schul​psychologischen Dienste allgemein aus und faßt Tendenzen und Informationen zusammen:

- Die räumliche und sächliche Ausstattung ist inzwischen zufriedenstellend. In Ballungsgebieten mit vielen Aufga​ben stellt sie sich problematischer dar als in ländli​chen Gebieten.

- Die Beratungsdienste erfreuen sich immer größerer allge​meiner Akzeptanz. Die Zusammenarbeit mit der Schulauf​sicht wird als "gut" bezeichnet. Die Schulaufsicht setzt die Schulpsychologen auch in der eigenen Weiterentwick​lung ein.
- Es ist ein Wandel von der verstärkten Einzelfallberatung zu mehr Systemberatung feststellbar.

Auch wird immer mehr Hilfe in schwierigen Beratungsfäl​len (Gewalt, Drogen erwartet.

- Für die meisten Schulpsychologen stellt sich die Frage der Schwerpunktstellung.

- Allgemein besteht der Wunsch nach einem jährlichen Fort​bildungsangebot in Dillingen. Herr Fromholzer zeigt die Grenzen auf.

- Durchschnittlich treffen sich die Schulpsychologen und Beratungsrektoren auf Regierungsebene bis zu achtmal zu Dienstbesprechungen und Fortbildungsveranstaltungen. Hier besteht zum Teil der Wunsch nach weiteren Treffen (auch im sinne einer Supervision).

- Ein Ausbau der schulpsychologischen Dienste wird beson​ders von den unterversorgten Bezirken gewünscht.

Folgende Einzeläußerungen wurden als interessant angemerkt:

- Immer mehr wäre auch schulpsychologische Hilfe in den Familien angezeigt.

- Der Einsatz der Beratungsdienste in der mobilen Reserve hat für die Beratung auch große Vorteile.

- Die Bedeutung des eigenen unterrichtspraktischen Einsat​zes wird für die Beratung als unverzichtbar erachtet.
Ein Beratungsrektor aus Schwaben hat das Berichtsmuster in​haltlich umgestaltet und computertechnisch ein neues Formu​lar entwickelt. Herr Dr. Schrom möchte für das kommende Be​richtsjahr damit einen Versuch starten und Erfahrungen sam​meln. Er stellt folgende Fragen zur Verwaltungsvereinfa​chung:

1.
Umfänglichkeit, Bedeutung von Zahlenangaben im Tätig​keitsbericht

2.
Ist eine jährliche Erhebung notwendig oder könnte sie alle zwei Jahre erfolgen?

3.
Die Meldung des Standes der bisherigen Schuljugendberater ist nicht mehr erforderlich.

4.
Die Entwicklung und der Stand der Schulpsychologen/Bera​tungsrektoren ist jährlich zahlenmäßig wie bisher ans Kultusministerium weiterzumelden.

Herr Dr. Schrom fordert zu Stellungnahmen zum Tätigkeitsbe​richt auf. Mehrfach wird auf die Tatsache hingewiesen, daß in den Berichten auf persönliche Stellungnahmen verzichtet wird. Dies wird als Antwort auf ein fehlendes Feedback sei​tens des Kultusministe​riums und der Regierungen gewertet. Deshalb sieht Dr. Schrom vor, in diesem Jahr eine ausführli​che Auswertung den Regierungen zur geeigneten Weiterleitung an die Schulpsychologen zuzuschicken.

Eine längere Erörterung ergibt sich über den Sinn von de​taillierten Zeitangaben zum Beratungsaufwand, die nach Dr. Knoll teilweise als entwürdigend empfunden werden. Herr Fromholzer erklärt diese Notwendigkeit in der Aufbauphase mit einem Arbeitsnachweis für die Öffentlichkeit. Bei einer Neugestaltung des Tätigkeitsberichtes wird dieser Inhalt zu überprüfen sein. Diese Thematik wird bei der Dienstbespre​chung im kommenden Jahr erneut zur Sprache gebracht.

Zu Top 8

(s. Anlage KMS vom 01.06.1987 Nr. III A 6 4/47 319)

Aus dem genannten KMS ist die Anzahl der den einzelnen Re​gierungen zugewiesenen Beratungsrektorenstellen zu entneh​men.

Herr Dr. Schrom bestätigt Herrn Trausch, daß auch Oberfran​ken wieder zu den Regierungsbezirken gezählt werden muß, die unterversorgt sind.

Die Frage, ob ausgebildete Schulpsychologen auch verpflich​tet werden können, in der Schulberatung tätig zu sein, wird zwar grundsätzlich bejaht. Gleichzeitig wird einer geeigne​ten Motivation mehr Bedeutung zugemessen als Zwang. Frau Schlederer berichtet von guten Erfahrungen mit gestuftem Einstieg in die Beratungsaufgaben, weil sich viele junge Lehrkräfte aufgrund mangelnder pädagogischer Praxis diese Tätigkeit nicht zutrauen.

Herr Trausch wird von den Vertretern des Kultusministeriums bestätigt, daß auch Oberfranken die Stelle eines Beratungs​rektors aus dem Bereich der Förderschulen zugewiesen erhält, wenn es einen entsprechend ausgebildeten Bewerber gibt.

Die Frage, ob künftig ein Beratungslehrer, der in Dillingen seine Zusatzqualifikation abgeschlossen hat, durch die Re​gierung schriftlich beauftragt werden muß, wird verneint. Wegen der generellen Dienstreisegenehmigung ist jedoch eine Beauftragung durch das Staatliche Schulamt erforderlich.

Dr. Knoll bittet in Vertretung aller Staatlichen Schulbera​ter um schnellere Amtshilfe durch die Staatlichen Schuläm​ter. Bei der Erhebung der Daten über die örtliche Beratungs​organisation kommt es mancherorts zu erheblichen Verzögerun​gen.

Frau Schlederer bittet Herrn Dr. Schrom, für die drei mit Schulberatung beauftragten Studienseminare in Oberbayern mehr Mittel für Testmaterialien und erhöhte Reisekosten zu beantragen. Herr Schrom verspricht die Weitergabe dieses be​rechtigten Wunsches.

Herr Dr. Schrom bestätigt Herrn Frey die grundsätzliche Möglichkeit des Einsatzes von zwei Beratungsrektoren in einem Schulaufsichtsbereich.

Die weitere Frage, ob die Stelle eines Beratungsrektors auch dann auszuschreiben ist, wenn eine Lehrperson mit psycholo​gischer Zusatzausbildung schon längere Zeit mit der Wahrneh​mung von schulpsychologischen Aufgaben beauftragt ist und auch nicht zu erwarten ist, daß eine weitere Bewerbung ein​geht, wurde eindeutig bejaht.

München, 7. Dezember 1994

Der Vorsitzende:

Dr. W. Schrom

Der Schriftführer:

(unleserlich)


Bayerisches Staatsministerium

für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst

Bayer. Staatsministerium tut Unterricht, Kultus, Wissenschalt und Kunst


80327 München

An die

Regierung von Niederbayern

Postfach

84023 Landshut

Ihr Zeichen
Bitte bei Antwort angeben
Telefon

Ihre Nachricht vom
Unser Zeichen
(089) 21 86‑
München,

21.12.1993
IV/6‑P7020/5‑4/45305
2539    10.5.1994

Akt.z. 240

Zurück zu TOP 3
Aufbewahrung von Aufzeichnungen der Schuljugendberater

Bezüglich der Aufbewahrung von Aufzeichnungen der Schuljugendberater teilt das Bayerische Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst folgendes mit:

Die Schuljugendberater sind pädagogische Hilfskräfte der Schulämter. Gemäß Ziffer 9 der Dienstordnung für Schuljugendberater vom 28. Mai 1969 (KMB1 S. 676) sind die schriftlichen Aufzeichnungen der Schuljugendberater in Diensträumen unter Verschluß zu halten. Diese Regelung schließt aus, daß die Gutachtensakten des Schuljugendberaters dem Schülerbogen beigelegt werden,​soweit es sich nicht um Gutachten handelt, für die besondere Regelungen (z.B. der VSO) gelten.

Schließlich weist das Staatsministerium noch auf folgendes hin:

Anders als für Schulpsychologen gilt die.Verschwiegenheitspflicht, die in § 203 Abs. 1 Nr. 2 StGB verankert ist, nicht für Schuljugendberater. Für sie gilt wie für die übrige Lehrer die beamtenrechtliche Amtsverschwiegenheit, Sonderregelungen im Umgang mit den Dienstvorgesetzten bestehen insoweit nicht (siehe "Richt​linien für die schulpsychologische Beratung; Verschwiegenheits​pflicht und Auskunfterteilung“ ‑ KMS vom 27.9.1990 Nr. 11/9​S4305/20‑8/71477/89).

I.A.

Dr. Schrom

Ministerialrat

BAYERISCHES STAATSMINISTERIUM


FÜR UNTERRICHT UND KULTUS

Nr. III A 6 ‑ 4/47 319

(Im Antwortschreiben bitte angeben)

An die

Regierungen

Zurück zu TOP 5
Ausbau der Schulberatung an Volksschulen und Sonderschulen; hier: Stellen für Beratungsrektoren (Schulpsychologen)

I. Volksschulen

1. Im Entwurf des Staatshaushalts für 1987 und 1988 sind neben den bereits ausgebrachten.25 Planstellen für Beratungsrektoren weitere 50 Planstellen vorgesehen. Die Stellen sind zu Beginn des Schuljahres 1987/88

besetzbar. Unter Einbeziehung der, bereits bisher aus​gebrachten (und zum Teil besetzten) Planstellen sind für die einzelnen Regierungsbezirke folgende Stellen für Schulpsychologen vorgesehen:


Oberbayern
19

Niederbayern
 9

Oberpfalz
 8

Oberfranken
 9

Mittelfranken
10

Unterfranken
 9

Schwaben
11



Insges.
75

f

Als langfristiges Ziel ist geplant, in jedem Schul​amtsbezirk einen Schulpsychologen einzusetzen, in Schulamtsbezirken mit mehr als 4 Schulräten jeweils zwei, in der Landeshauptstadt München insgesamt 3 Schulpsychologen.

2.
Es wird gebeten, die weiteren (und bisher nicht be​
setzten) Stellen zur allgemeinen Bewerbung für Lehrer 
und Lehrerinnen im Schuldienst auszuschreiben. Sie 
sind vorrangig durch Bewerber mit der Befähigung 
für das Lehramt an Volksschulen und einem abgeschlos​
senen Studium der Psychologie von mindestens vier
Semestern zu besetzen. Absolventen der neuen Lehrerbildung mit Psychologie (mit schulpsychologischen 
Schwerpunkt) anstelle des nicht vertieft studierten Faches können ebenfalls als Schulpsychologen verwen​
det werden; eine Beförderung zum Beratungsrektor ist jedoch in diesen Fällen besoldungsrechtlich nicht mög​
lich. Auch können Absolventen der neuen Lehrerbildung als Schulpsychologen zunächst nur mit sechs Wochen​
stunden in der Beratung eingesetzt werden; mit 22 Wochenstunden verbleiben sie im Unterricht.

II. Sonderschulen

Im Entwurf des Haushalts für die Sonderschulen sind weitere fünf Stellen für Beratungsrektoren (BesGr. A 14) ausgebracht, die für folgende Regierungsbezirke vorge​sehen sind:

1. Oberbayern

1.1
Eine Stelle für den Landkreis Eichstätt, für die Stadt und den Landkreis Ingolstadt, für die Landkreise Neuburg-Schrobenhausen und Pfaffenhofen und für die Landeshauptstadt München; Dienstsitz: Schule für Lern​behinderte an der Dachauer Straße in München.
1.2
Eine Stelle für die Landkreise Fürstenfeldbruck, Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Erding, Freising, Garmisch-Parten​kirchen, München, Starnberg und Weil​heim. Dienstsitz: Schule für Lernbehinderte in Fürstenfeldbruck.

2.Niederbayern

Eine Stelle für den Regierungsbezirk Niederbayern an der Schule für Lernbehinderte in Straubing.

3. Oberfranken

Eine Stelle für den Regierungsbezirk Oberfranken an der Schule für Sprachbehinderte in Bayreuth.

4. Mittelfranken

Eine weitere Stelle für den Regierungsbezirk Mittel​franken an der Schule für Sprachbehinderte in Nürnberg-West.

Es wird gebeten, diese Stellen zur allgemeinen Bewerbung für Sonderschullehrer(innen) auszuschreiben, welche die Befähigung für das Lehramt an Sonderschulen und ein abgeschlossenes Studium der Psychologie von mindestens vier Semestern nachweisen.können und bereits im Schul​dienst tätig sind.

Die Stellen (für Beratungsrektoren an Sonderschulen) werden auch im nächsten Beiblatt zum Amtsblatt des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus ausge​schrieben.

III.


Die Aufgaben der Beratungsrektoren (Schulpsychologen) ergeben sich aus dem Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 14. September 1973 "Beratung in Schule und Hochschule“ (KMB1 1974 S. 259) und aus den Richtlinien für die schul​psychologische Beratung (KMS vom 5.4.1984 Nr. 11/9 - 8/18 152).

Die Entscheidung über die Ernennung zum Beratungsrektor (Bestellung zum Schulpsychologen) treffen die Regie​rungen in eigener Zuständigkeit.


Für die Übereinstimmung 

mit der Urschrift

(unleserlich)

Bayerisches Staatsministerium

für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst

Regierung von Oberbayern

80534 München

Ihr Zeichen

Bitte bei Antwort angeben
Telefon

Ihre Nachricht vom

Unser Zeichen
(089)2186‑

München,

24.3.1995
IV/6‑S7305‑4/51819

2539

17.5.1995

Zurück zu TOP 6
Schulpsychologischer Dienst;

Einsatz der Schulpsychologen im Rahmen der Jugendhilfe

Zur Anfrage der Regierung betreffend den Einsatz der Schulpsychologen im Rahmen der Jugendhilfe teilt das Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst folgendes mit:

Die Ausstellung der Gutachten ist Sache der Jugendämter, sie liegt damit außerhalb der Zuständigkeit und Kompetenz, der Schulpsycho​logen. Stellungnahmen zur Unterstützung der Jugendämter kommen mit Einverständnis der Betroffenen ‑ nur insoweit in Betracht, als einschlägige Erkenntnisse aus der schulpsychologischen Beratung (unabhängig von dem beim Jugendamt gegebenen Anlaß) verfügbar sind.

I. A.

Dr. Schrom

Ministerialrat

MÜNCHEN, den 1.Juni 1987


Salvatorstraße 2





Durchwahl 2186/ 553








I. A.


gez. Hoderlein


Ministerialdirektor











� Das Schreiben stammt vom Mai 1995, die Dienstbesprechung hatte jedoch bereits im Dezember 1994 stattgefunden. Die Niederschrift wurde allerdings erst Ende September 1995 versandt, sodass das KMS noch berücksichtigt werden konnte. Anm. d. Hg.





